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I M P R E S S UM

Finanzen, Alexander Kacz-
marek. Der CDU-Politiker: 
„Hätte die BVG nicht ihren 
Wohnungsbestand veräu-
ßert, hätte sie bereits 2005 
einen Verlust von etwa 60 
Mio. € und einen Schulden-
stand von 1,1 Mrd. € aus-
weisen müssen. Auf jeden 
Fall werden die Erträge aus 
den Wohnungsverkäufen 
bis 2010 im Schuldenloch 
verschwunden sein, ohne 
das strukturelle Problem 
nur ansatzweise gelöst zu 
haben. Stattdessen hat der 
Senat entschieden, dass 
die BVG aus dem Wettbe-
werb herausgenommen 
wird und sich auf ihren 
Heimatmarkt Berlin be-
schränken muss. Sie hätte 
aber das Zeug zum bundes-
weit erfolgreichen ÖPNV-

Regionen Deutschlands ge-
nutzt werden Eine immer 

noch vorhandene Schwä-
che der BVG ist auch der 
übergroße Verwaltungs-
apparat. Die BVG muss 

schlanker und kundenori-
entierter werden; sie sollte 
sich auf ihre Kernkompe-
tenz besinnen. Offenbar 
ist Sarrazin als Chef des 
Aufsichtsrats bisher nicht 
in der Lage gewesen, die 
strukturellen Verkrustun-
gen aufzubrechen und den 
notwendigen Sanierungs-
plan durchzusetzen. Statt 
die Zügel in die Hand zu 
nehmen, setzt er auf das 
Prinzip Hoffnung.“

Bei den 
B e r l i n e r 
V e r k e h r s -
b e t r i e b e n 
(BVG) ist 
ein neues 
Finanzloch 
bekannt ge-

worden. 
Das Unternehmen plant 
nun Fahrpreiserhöhungen. 
Kreise der Berliner SPD 
plädieren ebenfalls dafür. 
„Die BVG wird trotz weite-
rer Fahrpreiserhöhungen 
ihre Gesamtverschuldung 
in Höhe von derzeit ca. 0,8 
Mrd. € auf 1,2 Mrd. € im 
Jahr 2010 kontinuierlich er-
höhen“, erklärte der haus-
haltspolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion und das 
Mitglied im CDU-Regie-
rungsteam für den Bereich 

Höhere Fahrpreise - Rot-Rot setzt auf Prinzip Hoffnung
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Dienstleister. Das Know-
how der Mitarbeiter und 

die enorme Erfahrung des 
Gesamtunternehmens in 
der Gestaltung von ÖPNV 
könnten auch in anderen 

Alexander  
Kaczmarek

Senat verschleudert Rundfunkstandort Nalepastraße
Der rot-rote 
Senat trage 
ein gehöri-
ges Maß an 
Mitverant-
wortung für 
das Fiasko 
rund um den 

Verkauf des ehemaligen 
DDR-Rundfunkgeländes 
an der Nalepastraße, so 
Michael Braun, stellver-
tretender Vorsitzender 
der CDU-Fraktion. 
Er habe von Anfang an kein 
Interesse daran gehabt, die-
sen für die Stadt wichtigen 

Standort zu einem moder-
nen Medienstandort zu ent-
wickeln. Das Gebäude habe 
nicht nur eine wichtige Be-
deutung für den Rundfunk, 
sondern auch eine große 
für die Architektur der be-
ginnenden 50er Jahre. Der 
Standort liege direkt an 
der Spree in unmittelbarem 
Bereich zum Entwicklungs-
gebiet Rummelsburg und 
zum Medienstandort am 
Osthafen (MTV, Universal). 
„Stattdessen wurde das fast 
14 Hektar große Gelände 
zum Schleuderpreis von 

350.000 Euro veräußert, 
ohne dass der Wert ord-
nungsgemäß ermittelt, der 
Denkmalschutz gesichert 
und das politische Ziel ihn 
als Medienstandort beizu-
behalten, vertraglich rich-
tig fixiert wurde“, kritisierte 
Braun. „Der Erwerber war 
eine – gelinde ausgedrückt 
– Gesellschaft, die keine Er-
fahrung in der Entwicklung 
derartiger Gelände hat. 
Kurioserweise wurden die 
Betriebskosten vom Land 
Berlin und den anderen 
beteiligten Bundesländern 

auch nach der Veräußerung 
weitergetragen.“ Mit die-
sem Grundstücksgeschäft 
sei deutlich geworden, 
dass der Senat nicht in der 
Lage sei, das im Zentrum 
von Berlin gelegene Gebiet 
ordnungsgemäß zu entwi-
ckeln oder zu einem ange-
messenen Preis zu veräu-
ßern. Der Gesamtvorgang 
lasse Zweifel aufkommen, 
ob der Senat über ein aus-
reichendes Beteiligungs-
management und -Control-
ling verfüge und ob er auch 
bei anderen Vermögens-

geschäften (zum Beispiel 
bei der Veräußerung von 
Wohnungsbaugesellschaf-
ten) sich nicht hat über den 
Tisch ziehen lassen. Das am 
Beispiel Nalepastraße ge-
zeigte Dilettantentum las-
se Böses ahnen. Nur ein Teil 
des Grundstückes sei zum 
11-fachen Preis veräußert 
worden. Die CDU-Fraktion 
fordert eine Überprüfung 
durch den Landesrech-
nungshof. Darüber hinaus 
erwarte man einen weite-
ren Bericht gegenüber dem 
Parlament.

Am Checkpoint Charlie 
steht, nachdem die Mau-
erkreuze abgeräumt wur-
den, wieder eine Mauer. 
Allerdings ist sie nur aus 
Holz und soll auch nur ein 
Provisorium sein. Kultur-
senator Flierl, Mitglied der 
SED–Nachfolgepartei, ent-
hüllte diese sogennanten 
„Informationstafeln“, die 
über die Geschichte der 
Teilung Berlins und der 
Berliner Mauer informieren 
sollen. Die aus der Sicht der 
JU Berlin verharmlosende 
Darstellung der Mauer ist 
dem Gedenken und der 
Erinnerung nicht gerecht. 
1067 Menschen wurden 

an der Mauer getötet. Die 
Eröffnung dieser Galerie-
wand zur Erinnerung an 
die deutsche Teilung stellt 
einen weiteren Versuch der 

PDS dar, das Unrecht der 
DDR-Diktatur zu verharm-
losen und zu relativieren. 
Die SED-Nachfolgepartei 
bemüht sich weiterhin ih-

Erneute Mauer am Checkpoint Charlie
rer historischen Verantwor-
tung zu entziehen.
Doch die JU Berlin protes-
tierte gemeinsam mit den 
Opferverbänden gegen die 
schlichte und „neutrale“ 
Bildergalerie. Sie wird den 
wahren Geschehnissen zur 
Zeit der deutschen Teilung 
auch nicht nur annähernd 
gerecht, so der JU-Lan-
desvorsitzende Sven Riss-
mann. Stattdessen wird 
dem Betrachter ein links-
ideologisch eingefärbtes 
Geschichtsbild serviert. 
Eine derartige Darbietung 
ist für jeden geschichtsbe-
wussten Mitbürger nicht 
akzeptabel.

Michael Braun


